
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Corona und kein Ende – auch im Gesellschaftsrecht 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 
 
OLG München, Hinweisbeschluss vom 30.10.2023 – 23 U 6386/21 
 
Gesetzlicher Hintergrund 
 
Nach § 48 Abs. 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG) 
werden die Beschlüsse der Gesellschafter in Versammlungen gefasst, wobei Versammlungen auch 
fernmündlich oder mittels Videokommunikation abgehalten werden können. Allerdings ist dann 
erforderlich, dass sämtliche Gesellschafter sich damit in Textform einverstanden erklären. Abs. 2 erklärt 
die Abhaltung einer Versammlung dann für überflüssig, wenn sämtliche Gesellschafter in Textform mit 
der zu treffenden Bestimmung oder mit der schriftlichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden 
erklären. 
 
Um den Abstandsgeboten in der Covid-19-Pandemie Rechnung zu tragen, regelte das am 27.03.2020 
in Kraft getretene Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (COVMG) 
für die einzelnen Gesellschaftstypen und sonstige Zusammenschlüsse jeweils gesondert die 
Möglichkeiten, Versammlungen kontaktfrei durchzuführen. Für die GmbH bestimmte § 2 COVMG: 
„Abweichend von § 48 Abs. 2 GmbHG können Beschlüsse der Gesellschafter in Textform oder durch 
schriftliche Abgabe der Stimmen auch ohne Einverständnis sämtlicher Gesellschafter gefasst werden.“ 
Voraussetzung war daher nur, dass die schriftliche Stimmabgabe durch die Geschäftsführung oder 
einen anderen hierzu Berechtigten angeordnet wurde und eine (einfache) Mehrheit der Gesellschafter 
eine solche Vorgehensweise befürwortete. Außerdem mussten alle Gesellschafter an dem 
Beschlussverfahren beteiligt und hierzu rechtzeitig vorab über die Durchführung des besonderen 
Verfahrens in Kenntnis gesetzt werden. 
 
Diese Sonderregel endete mit Ablauf des 31.08.2022. Für die GmbH-Gesellschafter stellt sich daher 
heute grundsätzlich die Frage, ob sie durch Satzungsermächtigung virtuelle oder teilvirtuelle 
Gesellschafterversammlungen zulassen wollen, was aufgrund der Satzungsautonomie in der GmbH im 
Grundsatz durchaus möglich ist, Ein schriftliches Verfahren kann die Satzung sowohl durch schlichte 
Anordnung der Geschäftsführung oder auch nach Mehrheitsentscheidung vorsehen, da § 48 Abs. 2 
GmbHG insoweit dispositiven Charakter hat. Ob die Gesellschafter eine solche Regelung in die Satzung 
aufnehmen sollten, kann nur im Einzelfall entschieden werden. Sie sind sehr sorgfältig zu bedenken, da 
sie das mitgliedschaftliche Teilnahmerecht beseitigen oder zumindest teilweise entwerten. Je nach 
Ausgestaltung sind sie zudem bei bestehenden Gesellschaften nur im Einvernehmen aller 
Gesellschafter in die Satzung integrierbar. 
 
Der zu entscheidende Fall 
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Der Kläger ist Minderheitsgesellschafter der beklagten GmbH. Deren Satzung regelt in § 10, dass ein 
Umlaufverfahren möglich ist, wenn kein Gesellschafter dem Verfahren widerspricht. Ende 2020 führte 
die Geschäftsführung der Beklagten unter Hinweis auf § 2 COVMG ein Umlaufverfahren durch, bei 
dem über die Feststellung des Jahresabschlusses 2019 und die Verwendung des Bilanzergebnisses 
2019 abgestimmt werden sollte. Der Kläger hatte der Durchführung des Umlaufverfahrens über seinen 
Rechtsanwalt widersprochen. Gleichwohl stellte die Geschäftsführung nach Ablauf der 
Abstimmungsfrist das Zustandekommen der Beschlüsse mit den Stimmen des 
Mehrheitsgesellschafters zu Protokoll fest. 
 
Dagegen hat der Kläger fristgerecht Nichtigkeits- und Anfechtungsklage erhoben. Neben inhaltlichen 
Mängeln rügt er einen Verstoß gegen § 10 Nr. 5 der Satzung. Er meint, dass die Satzungsregelung der 
Bestimmung des § 2 COVMG vorgehe. 
 
Gegen das klageabweisende Urteil des Landgerichts (LG) wendet sich der Kläger mit seiner Berufung. 
Er meint zum einen, das Abstimmungsverfahren sei wegen Verstoßes gegen § 10 der Satzung 
fehlerhaft durchgeführt worden, zum anderen litte der Gesellschafterbeschluss an materiellen – 
inhaltlichen – Mängeln. 
 
Das Oberlandesgericht (OLG) München hält die Berufung des Klägers zwar für zulässig, aber 
unbegründet. Das Landgericht habe die Klage zu Recht abgewiesen. Die Urteilsbegründung des LG sei 
zutreffend. Die dagegen gerichteten Rügen des Klägers in seiner Berufungsbegründung hält es nicht für 
durchgreifend. 
 
Die Vorgehensweise des OLG gestattet § 522 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO). Grundsätzlich ist 
auch im Berufungsverfahren eine mündliche Verhandlung durchzuführen. Das Berufungsgericht soll 
die Berufung nämlich durch Beschluss – also in einem Verfahren ohne mündlich Verhandlung – 
unverzüglich zurückweisen, wenn es einstimmig davon überzeugt ist, dass 
 

1. die Berufung offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat, 
2. die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat, 
3. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 

Entscheidung des Berufungsgerichts nicht erfordert und 
4. eine mündliche Verhandlung auch aus sonstigen Gründen nicht geboten ist. 

 
Die Parteien müssen zuvor auf die beabsichtigte Zurückweisung der Berufung und die Gründe hierfür 
hingewiesen und dem Berufungsführer binnen einer zu bestimmenden Frist Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben werden. Macht der Berufungsführer von der Möglichkeit zur Stellungnahme 
Gebrauch, muss das Berufungsgericht sich im abschließenden Beschluss mit seinen Argumenten 
auseinandersetzen. 
 
Die Begründung des OLG München 



 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 

3 
 

 
Das OLG München hält die angegriffenen Beschlüsse nicht deshalb für formell rechtswidrig und damit 
nichtig, weil sie im Umlaufverfahren gefasst wurden. Grundsätzlich sei ein Gesellschafterbeschluss 
einer GmbH entsprechend § 241 Nr. 1 des Aktiengesetzes nichtig, wenn er in einem gesetzlich oder 
statutarisch (satzungsmäßig) nicht zugelassenen Abstimmungsverfahren gefasst worden sei.  
 
Dies sei hier nicht der Fall. Zwar sei § 2 COVMG in gleicher Weise gemäß § 45 Abs. 2 GmbHG dispositiv 
wie § 48 Abs. 2 GmbHG, an dessen Stelle die Norm trete. Obwohl § 10 der Satzung bestimme, dass das 
Umlaufverfahren nur möglich sei, wenn kein Gesellschafter widerspreche, und das Verfahren folglich 
grundsätzlich gerade nicht von dem Einverständnis der Gesellschafter unabhängig sei, führe die 
Auslegung der Satzungsregelung dazu, dass § 10 der Satzung nicht für die Sondersituation der Corona-
Pandemie gelte. Vielmehr greife die gesetzliche Spezialregelung des § 2 COVMG ein. 
 
Die Satzung einer GmbH sei aus sich selbst heraus, anhand objektiver Umstände auszulegen. In erster 
Linie komme es auf Wortlaut und Sinnzusammenhang im Gesellschaftsvertrag an. Eine daneben 
mögliche teleologische (zielorientierte) Auslegung habe sich an objektiv bekannten Umständen zu 
orientieren. 
 
Da die Satzung lange vor der Pandemie beschlossen worden sei, enthalte sie hinsichtlich dieser 
Situation eine Regelungslücke. Zur Zeit der Beschlussfassung sei allgemein – und also wiederum 
objektiv ersichtlich – nicht absehbar gewesen, dass eine Pandemie und die damit verbundenen 
Kontaktbeschränkungen physische Zusammenkünfte auf längere Zeit verhindern oder zumindest 
massiv erschweren und (lebens) gefährlicher machen werden würden. § 10 der Satzung sei daher 
entsprechend teleologisch zu reduzieren. Es erscheine fernliegend, dass die Gesellschafter diese 
extreme Ausnahmesituation, hätten sie sie bei Erstellung der Satzung bedacht, nicht mit einer 
gesonderten Regelung bedacht hätten.  
 
Die Regelungslücke sei durch die Heranziehung des dispositiven Rechts zu schließen, soweit dies 
sachdienlich sei, weshalb hier der dispositive § 2 COVMG, der genau für die aufgetretene 
Satzungslücke eine interessengerechte Lösung anbiete. Die sich hieran orientierende Durchführung der 
Beschlussfassung sei daher nicht zu beanstanden. 
 
Das OLG München setzt sich sodann noch mit der von ihm als herrschend qualifizierten Meinung 
auseinander, wonach sich jedenfalls bei einer den Wortlaut des § 48 Abs. 2 GmbHG (siehe oben) 
lediglich wiederholenden Satzungsbestimmung die Geltung des § 2 COVMG regelmäßig aus einer 
ergänzenden Vertragsauslegung ergeben soll. Auch dieser Ansatz führe hier zum gleichen Ergebnis. § 
10 der Satzung gebe zwar nicht rein wiederholend den Gesetzeswortlaut wieder, sondern ersetzt das 
positive Zustimmungserfordernis des § 48 Abs. 2 GmbHG durch das Erfordernis des Fehlens eines 
Widerspruchs. Die darin liegende Abmilderung des gesetzlichen Zustimmungserfordernisses spreche 
jedoch nicht gegen, sondern gerade für eine Geltung der Sonderregelung des § 2 COVMG. Die 
Satzungsregelung, die das materielle Einstimmigkeitserfordernis für die Gesellschaft leichter 
handhabbar mache, würde in ihr Gegenteil verkehrt, wenn ihretwegen eine diesbezügliche gesetzliche 
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Erleichterung ausgeschlossen werden würde. Mit der Satzungsregelung hätten die Gesellschafter 
gezeigt, dass sie eher geringere als strengere Anforderungen an ein Umlaufverfahren hätten stellen 
wollen als das Gesetz. 
 
Da auch die vom Kläger gerügten materiellen Mängel der Beschlussfassung nicht vorgelegen hätten, 
weist das OLG München mit dem vorliegenden Beschluss auf seine Absicht hin, die Berufung 
zurückzuweisen. Ob der Kläger von der ihm eingeräumten Möglichkeit zur Stellungnahme Gebrauch 
gemacht und wie das Gericht hierauf entschieden hat, ist öffentlich (bislang) nicht bekannt gemacht 
worden. 


